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Ausschreibung von Pfarrstellen
Erstmalige Ausschreibung 

(Bewerbungen innerhalb 5 Wochen)

Legelshurst, Kirchenbezirk Kehl.

Die Pfarrstelle wird zum 1. 1. 1982 frei.

Legelshurst ist eines von fünf Dörfern der politi­
schen Gemeinde Willstätt. Fast alle 1850 Einwohner 
des Dorfes sind evangelisch. Im Gemeindehaus tref­
fen sich regelmäßig Kirchenchor, Posaunenchor, 
Frauenkreis, Altenkreis, AB-Gemeinschaft und 
Jugendkreise des CVJM. Ein Kindergartenneubau 
(mit 3 Gruppen) wird 1982 erstellt. Die Kirchenge­
meinde ist dem Rechnungsamt Kehl und der Sozial­
station Kehl-Hanauerland angeschlossen. Das Pfarr­
haus wurde 1972 in eingeschossiger Bauweise er-

stellt. Der Pfarrer hat acht Stunden Religionsunter­
richt zu erteilen. Grund- und Hauptschule befinden 
sich im Dorf, Realschule und Gymnasium in Kehl 
sowie in Offenburg. Eine Kopie des mit neuesten 
Daten angereicherten Visitationsberichtes stellen 
wir Interessenten gern zu.

Besetzung dieser Pfarrstelle durch Gemeindewahl.

Bewerbungen innerhalb 5 Wochen an den Evang. 
Oberkirchenrat; gleichzeitig Anzeige an das für den 
Bewerber zuständige Dekanat. Eine Vorsprache bei 
dem für diese Pfarrstelle zuständigen Dekanat wird 
empfohlen.

Die Bewerbungen müssen bis spätestens 30. Dezem­
ber 1981 beim Evang. Oberkirchenrat eingegangen 
sein.

Richtlinien
für den Neubau und die Instandsetzung von Pfarrhäusern und Pfarrwohnungen (PfBRichtl.)

Vom 27. Oktober 1981
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Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt gemäß § 127 Abs. 2 Buchst, s der Grundordnung nachstehende 
Richtlinien:

1. Allgemeines
Pfarrer haben gemäß § 48 des Pfarrerdienstgesetzes 
(PfDG) in Verbindung mit § 2 Nr. 2, § 11 des Pfar­
rerbesoldungsgesetzes (PfBG) ein Anrecht auf eine 
angemessene Dienstwohnung, deren Größe sich nach 
Dienstauftrag und Wohnbedarf richtet. Die Dienst­
wohnung befindet sich in der Regel im Pfarrhaus. 
Zur Gewährung einer Dienstwohnung ist bei Ge­
meindepfarrern die Kirchengemeinde, bei anderen 
dienstwohnungsberechtigten Pfarrern der jeweilige 
Dienstherr verpflichtet, soweit dies nicht aufgrund 
besonderer Rechtsverhältnisse anderen Verpflichte­
ten, insbesondere einem landeskirchlichen Fonds 
oder dem Land Baden-Württemberg, obliegt.
Bei Neubau und Instandsetzung von Pfarrhäusern 
und Pfarrwohnungen sind neben den jeweiligen be­
sonderen örtlichen Gegebenheiten die nachstehen­
den Richtlinien als Planungshilfe zu beachten. Sie 
sollen zugleich dazu beitragen, für die Wohnverhält­
nisse der Gemeindepfarrer gleiche Voraussetzungen 
zu schaffen.

2. Neubau
2.1 Allgemeines

Bei der Planung von Pfarrhäusern und Pfarr­
wohnungen ist darauf zu achten, daß einerseits

dem Pfarrer und seiner Familie unter Berück­
sichtigung der Erkenntnisse und Fortschritte im 
Wohnungsbau ein zeitgemäßes Wohnen ermög­
licht wird, andererseits aber auch die Amtszim­
mer den Erfordernissen des Pfarramtes entspre­
chen. Amtszimmer können je nach örtlichen Ge­
gebenheiten auch in anderen Gebäuden liegen 
(z. B. Gemeindehaus).

Die nachstehenden Richtlinien berücksichtigen 
den durchschnittlichen Wohnbedarf einer Pfarr­
familie (6 Personen) nach Größe, Ausstattung und 
Bauweise. Abweichungen sind nur in besonders 
zu begründenden Ausnahmefällen mit Geneh­
migung des Evangelischen Oberkirchenrats 
möglich.

Eine Pfarrwohnung kann je nach örtlichen oder 
gemeindlichen Gegebenheiten in einem freiste­
henden Einfamilienhaus, in einem Reihenhaus 
oder in einem Mehrfamilienhaus vorgesehen 
werden. Unter Berücksichtigung der dienstlichen 
Erfordernisse und aus Gründen der Wirtschaft­
lichkeit können im Einzelfall auch Wohnungen 
angemietet oder Eigentumswohnungen erwor­
ben werden.
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2.2 Bauplatz
Bei der Wahl des Bauplatzes, der eine Größe von 
600—1 000 m2 haben soll, ist auf eine ruhige und 
nach Möglichkeit auch zentrale Lage in der 
Pfarrgemeinde (Pfarrei) zu achten. Der Bauplatz 
soll möglichst in der Nähe zu anderen kirch­
lichen Gebäuden (Kirche, Gemeindesaal) liegen.

2.3 Grundsätze der Planung
Die Wohn-, Schlaf- und Arbeitsräume sollen auf 
nicht mehr als zwei Geschosse verteilt werden. 
Eine Unterkellerung kann auf einen Teil der 
Grundfläche beschränkt werden, insbesondere 
bei eingeschossiger Bauweise.
Die Haupträume sollen sich zur Sonnen- und 
Gartenseite hin orientieren.
Gegen Lärmzonen (Verkehrsstraßen u. ä.) ist 
die Pfarrwohnung abzuschirmen. Sie darf da­
her auch nicht unter oder über Versammlungs­
räumen liegen.

2.4 Hausgröße

Die Gesamtfläche soll 190 m2, der umbaute 
Raum 1 000 m3 nicht überschreiten. Für die Ga­
rage können bis zu 50 m3 zusätzlich vorgesehen 
werden.
Müssen weitere Arbeitsplätze für kirchliche 
Mitarbeiter bereitgestellt werden, kann der 
Amtsbereich entsprechend erweitert werden, 
falls diese Arbeitsplätze nicht in anderen kirch­
lichen Gebäuden unterzubringen sind.

2.5 Raumprogramm mit Flächenrichtwerten
2.5.1. Amtsbereich einschl. Erschließungs-
flächen insgesamt bis 40 m2
2.5.1.1 Hauseingang mit Windfang, über den 
Amtsteil und Wohnteil zugänglich sind, 4—5 m2
2.5.1.2 Pfarramtsbüro, zugleich Warteraum und 
Registratur, mit Arbeitsplatz für eine Schreib­
kraft, ggf. auch für etwaige sonstige haupt- und 
nebenamtliche Mitarbeiter, soweit nicht entspre­
chende Räume im Gemeindehaus zur Verfügung
stehen. 12—20 m2
2.5.1.3 Amtszimmer, zugleich Studierzimmer, mit 
Arbeitsplatz, Sitzgruppe für mindestens 3 Per­
sonen, Stellfläche für Bücherregale, Türen mit
Schallschutz 18—20 m2
2.5.1.4 Abstellraum und Materiallager — zu­
gleich auch für Archivzwecke geeignet — ggf. 
im Keller.
2.5.2. Wohnbereich einschließlich Dielen,
Flure bis 150 m2
2.5.2.1 Flur/Diele mit Kleiderablage und Toi­
lette (letztere muß auch vom Amtsbereich zu­
gänglich sein)
2.5.2.2 Wohnzimmer
(unmittelbar von der Diele zu erreichen)

24—26 m2

2.5.2.4 Küche ca. 10—12 m2
Stellmöglichkeit für Spüle, Arbeitsplatte, Herd, 
Kühlschrank, Spülmaschine, Serienmöbel 
(Ausstattung siehe Nr. 2.7.11)
2.5.2.5 Hauswirtschaftsraum mind. 6 m2
Der Hauswirtschaftsraum kann auch im UG lie­
gen.
2.5.2.6 Elternschlafzimmer 17—19 m2
Auf günstige Möblierbarkeit für Betten und 
Kleiderschränke ist besonders zu achten. Stell­
möglichkeit für ein Kleinkinderbett.
2.5.2.7 2 Kinderzimmer je 12—15 m2
Stellmöglichkeit für 2 normalgroße Betten, 
2 Arbeitsplätze, Kleiderschränke.
2.5.2.8 1 Zimmer für Gast, Hausgehilfin oder
Kinder, evtl, mit Waschbecken 10 m2
2.5.2.9 Bad mit 2 Waschbecken oder ggf. mit
1 Waschbecken und abgetrennter Duschnische,
WC 5—6 m2
2.5.2.10 Toilette, getrennt vom Bad, ggf. mit
1 Waschbecken und Duschnische, wenn diese im
Bad nicht vorgesehen ist. 3 m2
2.5.2.11 Nebenräume
Vorratskeller, Abstellraum, auch für Fahrräder 
und Kinderwagen, Heizraum mit Brennstoff­
lager (Größe für einen Wintervorrat), Raum für 
Lagerung fester Brennstoffe, weiterer Mehr­
zweckraum, der als Waschküche, Trocken- und 
Abstellraum genutzt werden kann. Bei Häusern 
ohne nutzbaren Dachraum zusätzliche Abstell­
fläche im UG.
2.5.3 Garage — Nutzfläche ca. 15 m2
Wenn sie zugleich als Abstellraum für Fahrrä­
der und Gartengeräte genutzt wird ca. 18 m2

2.5.2.3 Eßzimmer ca. 14—16 m2
Wohnzimmer und Eßzimmer sollen zusammen 
nicht über 40 m2 betragen; möglich ist auch 
ein Eßplatz in Verbindung zur Küche.

2.5.4 Freisitze und Balkone
Nach Möglichkeit soll ein windgeschützter Sitz­
platz im Freien in Verbindung mit dem Gar­
ten, in Obergeschoßwohnungen ein wind- und 
wettergeschützter Balkon, vorgesehen werden.

2.6 Raumreserve
Im Rahmen des Bauvolumens nach Nr. 2.4 kann 
zusätzlicher, ausbaufähiger Raum im Dachge­
schoß eingeplant werden. Der Ausbau bedarf 
der Genehmigung des Evangelischen Oberkir­
chenrats.

2.7 Bauweise und Ausstattung
Pfarrwohnungen sollen in der Bauweise solide, 
in der Bauunterhaltung wirtschaftlich sowie 
einfach zu pflegen sein. Die nachstehenden Hin­
weise über Ausführungsarten und Baustoffe 
sind zu beachten. Sie sind zugleich Maßstab für 
alle Ausführungsarten und Einzelkosten, die 
nicht besonders erwähnt oder näher beschrie­
ben sind.
2.7.1 Außenwände
Witterungsbeständige Ausführung mit mög­
lichst geringem Unterhaltungsaufwand unter 
Vermeidung kostspieliger Verkleidungen und 
Holzverschalungen, die laufender Unterhaltung 
bedürfen. Der Vollwärmeschutz muß minde­
stens entsprechend den jeweils geltenden ge­
setzlichen Bestimmungen vorgesehen werden.
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2.7.2 Innenwände
In der Regel Putz zum Tapezieren, keine auf­
wendigen Wandverkleidungen. Vorräume, Flure, 
Treppenhaus mit strapazierfähigen, abwasch­
baren Anstrichen oder Tapeten. Fliesensockel 
im Bad und Duschraum bis 2 m Höhe, in der Kü­
che an der Arbeits- und Gerätewand und im 
WC (Bereich des Waschbeckens) 1,5 m hoch. Gla­
suren in neutraler Musterung und neutralem 
Farbton. Maler- und Tapezierarbeiten siehe 
Nr. 3.6.
2.7.3 Decken
Bei massiver Bauweise Putz für Anstrich oder 
Tapeten, einfache Holzverschalung nur bei Holz­
balkendecken.
2.7.4 Fenster
Gewährleistung ausreichender Belichtung und 
Belüftung sowie leichte Handhabung und Rei­
nigung durch entsprechende Größe und Auftei­
lung der Fenster. Ermöglichung variabler Möb­
lierung der Räume durch Anordnung breiter 
Wandpfeiler. Keine übermäßig großen Glasflä-
chen und zu großformatige Fensteraufteilungen;
auf Lärmschutz und Wärmedämmung ist zu 
achten; Ausführung als Verbundfenster oder 
Isolierglasfenster.
2.7.5 Sonnenschutz und Einbruchschutz
In der Regel Rolläden in allen bewohnten Räu­
men (im Erdgeschoß mit Einbruchsicherung); 
Jalousetten nur in Ausnahmefällen. Anbringung 
von Markisen nur auf Kosten des Wohnungsin­
habers; in diesem Fall sind sie von ihm zu un­
terhalten und bei einem Stellenwechsel zu ent­
fernen, es sei denn, daß sie der neue Wohnungs­
inhaber übernimmt.
2.7.6 Türen
Haustür wettergeschützt; für Innentüren keine 
teuren Furniere, Türen des Amtszimmers mit 
Schallschutz (= 35 dB).
2.7.7 Bodenbeläge
Amts-, Wohn- und Eßzimmer in der Regel Ei­
chenholzparkett 2. Wahl, versiegelt. Übrige 
Wohnräume Linoleum oder Kunststoffbeläge. Es 

. ist eine strapazierfähige, pflegeleichte Qualität 
in neutralen Mustern und Farbtönen zu wäh­
len. Naßräume: Keramikplatten; Küche und 
Windfang: Kunststoffbeläge oder Keramikplat­
ten in neutralen Farben und Mustern. Textil­
bodenbeläge sind nicht zulässig. Evtl, gewünschte 
Textilbeläge sind nur als zusätzliche Auflage 
möglich; sie müssen vom Stelleninhaber auf 
seine Kosten beschafft, unterhalten und bei Stel­
lenwechsel entfernt werden.
2.7.8 Heizung
In der Regel zentrale Warmwasserheizung mit 
Öl- oder Gasfeuerung, Umstellbrandkessel, 
Brennstofflager für einen Jahresbedarf (ober­
irdische Lagerung), Stahlradiatoren nach DIN,
außentemperaturabhängige Regelung mit
Nachtabsenkung, raumabhängige Temperatur­
regelung mit Thermostatventilen an den Heiz­
körpern oder einem Raumthermostat. Außerdem 
ist ein weiterer Kamin vorzusehen, der den An­
schluß von Einzelöfen im Bedarfsfalle ermög-

licht. Offene Kamine sind nicht zulässig. Die An­
wendung neuer Technologien ist zu prüfen. Das 
Heizsystem soll den Niedertemperaturbetrieb 
ermöglichen *).
Bei Pfarrhäusern, die an die Heizungsanlage 
eines anderen Gebäudes (z. B. Kirche oder Ge­
meindehaus) angeschlossen werden, ist die „Ver­
ordnung über die verbrauchsabhängige Abrech­
nung der Heiz- und Warmwasserkosten“ vom 
23. 2. 1981 (BGBl. I S. 261) anzuwenden, d. h., 
daß die Heizungsanlage mit Wärmemeßeinrich­
tungen zu versehen ist; dies gilt auch für die 
Pfarrwohnungen, die in Mehrfamilienhäusern 
untergebracht sind.
2.7.9 Sanitäre Installation — Warmwasserver­
sorgung.
Zentrale oder dezentrale Wasserversorgung 
mit je einer Zapfstelle in Küche, Bad 
und WC (kurze Zuleitungen vom Warmwasser­
speicher zur Entnahmestelle). Bei zentraler 
Warmwasserbereitung über den Heizungskessel 
ist für den Sommerbetrieb eine Trennung von 
der Zentralheizung vorzusehen. Sanitäre Ein­
richtungsgegenstände mit Armaturen und Zube­
hör in stabiler Ausführung (Standard des durch­
schnittlichen Wohnungsbaus). Neue Technolo­
gien sind zu berücksichtigen.
2.7.9.1 Bad: weiße Einbauwanne, Mischbatterie, 
weiße Waschbecken mit Spiegel und Ablage, 
Dusche.
2.7.9.2 WC: je ein WC im Wohn- und Schlafbe­
reich mit weißem Handwaschbecken und Spie­
gel; Flach- oder Tiefspülklosetts in Standard­
größe und -qualität. Für das Waschbecken im 
WC beim Amtsbereich ist eine Warmwasserver­
sorgung vorzusehen.
2.7.9.3 Waschbecken: insgesamt 3 in der Pfarr­
wohnung.
2.7.10 Elektroinstallation
Ausführung nach VDE-Vorsehriften (Leitungs­
verlegung in Installationsrohren).
2.7.10.1 Ausstattungsrahmen: Wohn- und Amts­
zimmer 1—2 Brennstellen, übrige Räume je 
1 Brennstelle. Wohn-, Amts-, Eß-, Elternschlaf­
zimmer und Küche jeweils bis 5 Steckdosen, 
übrige Wohnräume 2—3 Steckdosen, Hauswirt­
schaftsraum 3—4 Steckdosen, Nebenräume 
1 Steckdose.
2.7.10.2 Notwendige Außenleuchten, 2—3 was-
serdichte, abschaltbare Außensteckdosen.
2.7.10.3 Zur Ausstattung des Hauses gehören die 
Beleuchtungskörper in Küche, Hauswirtschafts­
raum, Bad, WC, UG-Räumen und Treppenhaus 
sowie die Außenleuchten, die Anschlußdosen für 
Rundfunk und Fernsehen im Wohnzimmer, eine 
Antenne für Rundfunk und Fernsehen (in Mehr­
familienhäusern als Gemeinschaftsantenne).
2.7.10.4 Fernsprechanlage
Hauptanschluß im Amtszimmer mit Nebenan­
schluß im Pfarramtsbüro und im Wohnbereich.

Evan­
*) Vgl. hierzu Bekanntmachung des Evangelischen Oberkir­

chenrats vom 26. 8. 80 betr. Vorschläge für die Einsparung 
von Energie (GVBI. S. 151 ff.) und Rundschreiben des Evan­
gelischen Oberkirchenrats vom 16. 2. 81 betr. Einsparungs-
maßnahmen (Maßnahmenkatalog).



— Nr. 15/1981 — 117

Klingelanlage an Gartentor und Haustüre; so­
weit erforderlich Sprechanlage mit 2 Sprech­
stellen und elektrischem Türöffner.
2.7.11 Küche, Hauswirtschaftsraum 
Ausstattung mit einer Doppelspüle. Die Elek­
tro-, Wasser- und Abwasseranschlüsse der übri­
gen Haushaltsgeräte (Herd, Spülmaschine, 
Waschmaschine u. a., die vom Dienstwohnungs­
inhaber zu beschaffen sind) sind vorzusehen. 
Einbauküchen mit Einbauspüle können aus 
kirchlichen Mitteln nicht beschafft werden.
2.7.12 Vorhangschienen
als Aufputzschienen für alle Wohnräume.
2.7.13 Einbauschränke
Für das Pfarramtsbüro kann ein Einbauschrank 
zur Aufnahme der Registratur vorgesehen wer­
den. Ein weiterer Einbauschrank in einfacher 
Ausführung ist nur dort zulässig, wo der Grund­
riß dies erfordert (sonst nicht nutzbare Nische 
— etwa als Besen- und Speiseschrank). Im übri­
gen werden für die Wohn- und Amtsräume, die 
vom Dienstwohnungsinhaber selbst zu möblie­
ren sind, Einbauschränke nicht genehmigt.
Im Keller oder Abstellraum wird ein einfaches 
Ablageregal bauseits gestellt.
Zur Aufbewahrung von Spendengeldern, Spar­
büchern, Familienstammbüchern, Dokumenten 
etc. soll im Pfarramtsbüro oder im Amtszimmer 
an geeigneter Stelle ein kleiner Wandtresor 
(Sicherheitsstufe B) eingebaut werden.
2.7.14 Außenanlagen
Die Außenanlagen sollen so geplant und ange­
legt werden, daß sie in Herstellung und Unter­
haltung möglichst wenig Aufwand erfordern 
(Rasenflächen, Ziersträucher, Baumbepflan­
zung). 1—2 Wasserzapfstellen sind an den Au­
ßenwänden des Gebäudes vorzusehen. Treppen 
und Wege sind in gehsicherem, frostbeständi­
gem und gegen Streusalz unempfindlichem Ma­
terial (z. B. Beton-Verbundpflaster) auszufüh­
ren. Müllbox und Müllbehälter nach örtlicher 
Vorschrift; Wäschepfähle und Teppichklopfvor­
richtung im Hof oder Garten.
Eine pergolaähnliche Überdachung kann im An­
schluß an das Gebäude vorgesehen werden, falls 
kein überdachter Sitzplatz vorhanden ist. Gar­
tenhäuser, Wasserbecken, Spielgeräte kann der 
Dienstwohnungsinhaber — mit besonderer Ge­
nehmigung des Baupflichtigen — auf seine Ko­
sten aufstellen.
2.7.15 Einfriedigung
Die Einfriedigung des Pfarranwesens richtet 
sich nach den örtlichen Gegebenheiten. Sie ist in 
Herstellung und Unterhaltung möglichst wirt­
schaftlich und wartungsfrei vorzunehmen.

Die Kosten für Maßnahmen nach Nr. 2.7.14 und 
2.7.15 sollen 10°/o der reinen Baukosten nicht 
übersteigen.

3. Instandsetzung, Verbesserung und Umbau
3.1 Allgemeines

Nr. 2 dieser Richtlinien gilt sinngemäß auch für

den Umbau und die Instandsetzung vorhande­
ner Gebäude.
Hauptinstandsetzungen, Um- und Ausbauten 
von Pfarrhäusern oder Pfarrwohnungen setzen
voraus, daß das betreffende Gebäude langfristig 
als Pfarrwohnung dienen soll. Hauptinstandset­
zungen sollen nur während Vakanzen durchge­
führt werden.
Die Bestimmungen über den Denkmalschutz 
sind zu beachten.

3.2 Festlegung des Umfangs
Das Bauprogramm wird unter Mitwirkung des 
Kirchenbauamts im Einvernehmen zwischen 
der Kirchengemeinde und dem Evangelischen 
Oberkirchenrat, in der Regel nach Anhörung 
des Dienstwohnungsinhabers, festgelegt; dessen 
Wünsche hinsichtlich der Maler- und Tapezier­
arbeiten sollen berücksichtigt werden.
Einschränkungen gegenüber der Ausstattung 
von Neubauten müssen zwangsläufig in Kauf 
genommen werden. Die Kosten dürfen ein ver­
tretbares Maß nicht übersteigen.

3.3 Verlegung der Amtsräume
Die Amtsräume sollen nach Möglichkeit von den 
Wohnräumen getrennt werden und im Erdge­
schoß liegen (wenn dort geeignete Räume vor­
handen sind).
Die Amtsräume können im Obergeschoß vor­
gesehen werden, wenn sie ohne wesentliche Be­
einträchtigung des Wohnbereichs zugänglich 
sind oder die Verlegung einen unvertretbar ho­
hen Kostenaufwand verursachen würde.

3.4 Änderungen von Grundriß und Raumnutzung
Für zeitgemäße Wohnverhältnisse sollen Grund­
riß und Raumnutzung nur dort geändert wer­
den, wo dies wirtschaftlich auch vertretbar ist.

3.5 Verbesserung der Heizungsverhältnisse
Die Verbesserung der Heizung durch Einbau ei-
ner Warmwasserzentralheizung mit Brauch-
warmwasser-Versorgung unter gleichzeitiger 
Wärmeisolierung ist bei Hauptinstandsetzungen 
anzustreben, im übrigen dann, wenn die bishe­
rige Heizung abgängig oder die Verbesserung 
aufgrund der besonderen örtlichen Gegebenhei­
ten erforderlich ist. Hierbei sind neue Technolo­
gien zu beachten (vgl. Nr. 2.7.8).

3.6 Maler- und Tapezierarbeiten (Schönheitsreparaturen) 
Vgl. hierzu Richtlinien für die Bewirtschaftung 
von Pfarrhäusern — Pfarrwohnungen vom 21. 3. 
1978 (GVBl. S. 50).

3.7 Sonstige Instandsetzungen und Verbesserungs­
maßnahmen
Elektrische Leitungen dürfen nur im Zusam­
menhang mit ohnehin erforderlichen Maler- und 
Tapezierarbeiten unter Putz verlegt werden. 
Hauseigene Ausstattungs- und Einrichtungsge-
genstände können nur im Rahmen von Nr. 2.7
ersetzt oder ergänzt werden; dies gilt insbeson­
dere für den Ersatz abhängiger Türen und Bo­
denbeläge. Abgängige Bodenbeläge sind ent-
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sprechend Nr. 2.7.7 durch Parkett- oder Kunst­
stoffbeläge zu ersetzen.
Für abgängige Klappläden können, wo dies ge­
stalterisch vertretbar ist, Rolläden vorgesehen

Bekanntmachungen
OKR 8. 10. 1981
Az. 14/172

Besetzung des kirchlichen
Verwaltungsgerichts

Frau Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht 
in Karlsruhe, Dr. Ruth Rentschler, 2. Beisit­
zer im Verwaltungsgericht der Evang. Landeskirche 
in Baden, ist am 14. 5. 1981 gestorben. Dekan Wolf­
gang Schneider in Konstanz, 1. Stellvertreter 
des 4. Beisitzers des Verwaltungsgerichts der Evang. 
Landeskirche in Baden, ist durch seine Berufung 
zum Mitglied des Evang. Oberkirchenrats mit Wir­
kung vom 1. 7.1981 aus dem kirchlichen Verwal­
tungsgericht ausgeschieden.

Der Landeskirchenrat hat deshalb in seiner Sitzung 
am 11. 9. 1981 gemäß § 7 Abs. 1 des kirchlichen Ge­
setzes über die Ordnung der kirchlichen Verwal­
tungsgerichtsbarkeit vom 16. 4. 1970 (GVBI. S. 53) 
für die Dauer der z. Z. laufenden achtjährigen Amts­
zeit des Verwaltungsgerichts, d. h. für die Zeit bis 
30. 9. 1986,

werden. Einfachfenster sollen durch Verbund- 
oder Isolierglasfenster ersetzt werden.

4. Schlußbestimmung
Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1982 in Kraft.

Frau Richterin am Verwaltungsgerichtshof Ba­
den-Württemberg Dr. Adelheid Bullinger 
in 6800 Mannheim zum 2. Beisitzer und
Herrn Pfarrer Konrad von 
Karlsruhe-Neureut

ppen in 7500

zum 1. Stellvertreter des 4. Beisitzers
des Verwaltungsgerichts der Evangelischen Landes­
kirche in Baden berufen.

OKR 15. 10. 1981
Az. 20/188

Besetzung der Disziplinar­
kammer der Evangelischen 
Landeskirche in Baden

Nach Ablauf der Amtszeit der bisherigen Mitglieder 
der Disziplinarkammer der Landeskirche hat der 
Landeskirchenrat gemäß § 3 des kirchlichen Geset­
zes zur Regelung des Disziplinarrechts der Evange­
lischen Landeskirche in Baden vom 31. 10. 1956 
(GVBI. S. 101) auf Vorschlag des Landesbischofs die 
Disziplinarkammer mit Wirkung vom 1. November 
1981 auf 6 Jahre wie folgt neu besetzt:

Funktion
Vorsitzender:

Mitglied
Vizepräsident des Landgerichts 
Dr. Heinz Klinghardt 
Krokusweg 29, 7500 Karlsruhe

1. theologischer 
Beisitzer:

Dekan Hansjörg Ehrke
Karl-Friedr.-Str. 20 a, 7830 Emmendingen

2. theologischer 
Beisitzer:

Pfarrer Martin-Eckart Fuchs
Kraichgaustr. 4, 7500 Karlsruhe 51

1. nichttheologischer 
Beisitzer:

Vorsitzender Richter am Landgericht 
Heimo Gilbert
Dahlienweg 51, 7500 Karlsruhe 51

2. nichttheologischer 
Beisitzer:

Präsident des Amtsgerichts
Dr. Willi Herrmann
F.-J.-Schoeps-Str. 5, 6800 Mannheim-
Friedrichsfeld

Beisitzer für Beamte 
des höheren Dienstes:

Kirchenoberrechtsdirektor
Franz Friedrich
Zähringerstr. 18, 6900 Heidelberg 1

Beisitzer für Beamte 
des gehobenen Dienstes:

Kirchenoberverwaltungsrat
Heinz Brauch
Blumenstr. 1, 7500 Karlsruhe 1

Beisitzer für Beamte 
des mittleren Dienstes:

Kirchenamtsoberinspektor
Willi Bechtold
Blumenstr. 1, 7500 Karlsruhe 1

Stellvertreter
1. Leitender Oberstaatsanwalt

Dr. Paul Wetterich
Neuhauser Str. 12, 7750 Konstanz

2. Richter am Oberlandesgericht
Wolfgang Fähnle
Julius-Leber-Str. 24, 6800 Mannheim

1. Kirchenrat
Dr. Reinhard Wever
Gartenstr. 4, 7517 Waldbronn-Reichenb.

2. Dekan Hermann Schuler
Marktstr. 29, 7537 Remchingen-Singen

1. Landesjugendpfarrer Klaus Schnabe1 
Berliner Str. 39, 7500 Karlsruhe 21

2. Pfarrer Günter Scherwitz
Reinh.-Frank-Str. 48 a, 7500 Karlsruhe 1

1. Richter am Amtsgericht
Karl-Friedrich Zwirn
Kloster-Lorsch-Str. 22, 6920 Sinsheim

2. Notariatsdirektor Adolf Born 
Rembrandtstr. 13, 6805 Heddesheim

1. Oberstaatsanwalt Wolfgang Hof 
Bohrainstr. 16, 7530 Pforzheim

2. Leitender Regierungsdirektor 
Dr. Hans Günther Hausmann
Rilkestr. 5, 7809 Denzlingen

1. Kirchenoberrechtsdirektor
Dr. Siegfried Uibel
Blumenstr. 1, 7500 Karlsruhe 1

2. Kirchenoberrechtsdirektor
Gottfried Ostmann
Blumenstr. 1, 7500 Karlsruhe 1

1. Kirchenoberverwaltungsrat
Georg Hübsch
Zähringerstr. 18, 6900 Heidelberg 1

2. Kirchenverwaltungsdirektor 
Werner Förster
Blumenstr. 1, 7500 Karlsruhe 1

1. Kirchenamtsoberinspektor 
Heinz Sutterer
Blumenstr. 1, 7500 Karlsruhe 1

2. Kirchenamtsoberinspektor
Richard Niemann
Blumenstr. 1, 7500 Karlsruhe 1
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OKR 28. 10. 1981
Az. 21/513

Dienstvertrag für haupt­
berufliche Kirchendiener

Unter Hinweis auf § 11 Abs. 8 der Ordnung für die 
Verwaltung des kirchlichen Vermögens (Verwal- 
iungsordnung-VerwO) vom 22. 8. 1978, GVBl. 
S. 185, die Anlage dazu und die Bekanntmachung 
vom 16. 2. 1979, GVBl. S. 43, bitten wir, beim Ab­
schluß von Dienstverträgen mit hauptberuflichen 
Kirchendienern ab sofort das neugefaßte Vertrags­
muster zu verwenden.
Die Formulare einschließlich der dazugehörigen An­
lagen können bei der Expeditur des Evang. Ober­
kirchenrats angefordert werden.

OKR 28. 8. 1981
Az. 21/5471

Steuerliche Behandlung der 
Beihilfen und Unterstützun­
gen an Bedienstete von Ein­
richtungen einer öffentlich- 
rechtlichen Religionsgesell­
schaft

Nachfolgend geben wir den Wortlaut eines Erlasses 
des Finanzministeriums Baden-Württemberg vom 
18. Aug. 1981 Az. S 2342 A — 16/80 bekannt:
„Zu der Frage, wie Beihilfen und Unterstützungen, 
die von öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaf­
ten und den mit ihnen verbundenen Einrichtungen 
in besonderen Notfällen an ihre Bediensteten ge­
zahlt werden, lohnsteuerlich zu behandeln sind, ver­
trete ich folgende Auffassung:
1. Die unmittelbar von öffentlich-rechtlichen Reli­

gionsgesellschaften gewährten Beihilfen und Un­
terstützungen gehören nach Abschnitt 14 Abs. 1 
LStR nicht zum steuerpflichtigen Arbeitslohn.

2. Auf die von einer rechtlich selbständigen Ein­
richtung einer öffentlich-rechtlichen Religions­
gesellschaft gewährten Beihilfen und Unterstüt­
zungen ist Abschnitt 14 Abs. 1 LStR entsprechend 
anzuwenden, wenn die folgenden Voraussetzun­
gen erfüllt sind:
a) Hinsichtlich der Besoldung, der Reisekosten­

vergütungen und der Gewährung von Beihil­
fen und Unterstützungen muß nach denselben 
Grundsätzen verfahren werden, die auch für 
die Bediensteten der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft gelten.

b) Die öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft 
muß wesentlichen Einfluß auf den Haushalts­
plan o. ä. und die Rechnungsführung der Ein­
richtung ausüben.

c) Die Einrichtung muß der Rechts- und Fach­
aufsicht der öffentlich-rechtlichen Religions­
gesellschaft unterstehen.

Dieser Erlaß ergeht im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und den obersten 
Finanzbehörden der anderen Länder. Er wird in den 
Teil B der Lohnsteuerkartei aufgenommen.“
Anmerkung: In Zweifelsfällen bitten wir auf dem Dienstweg 
mit der zuständigen Oberfinanzdirektion eine Klärung herbei­
zuführen.

OKR 13. 10. 1981
Az. 32/46

Urlauber-Seelsorge im Aus­
land und im Bereich der 
badischen Landeskirche

Zur Durchführung des Dienstes der Urlauber-Seel­
sorge im europäischen Ausland und im Bereich der

badischen Landeskirche suchen wir Pfarrer und 
Pfarrdiakone.
Zur Aufgabe eines Urlauber-Seelsorgers gehören:
— Gottesdienste in den betreffenden Gemeinden,
— Wochenveranstaltungen, die einer sinnvollen Ur­

laubsgestaltung, aber auch einer glaubensmäßi­
gen oder seelsorgerlichen Anregung und Bera­
tung dienen,

— Angebote für Einzelseelsorge.
Der Umfang dieser Dienste wirkt sich aus auf die 
Zeit der Dienstbefreiung. In der Regel gelten bei 
erheblichem Dienstumfang 14 Kalendertage als Son­
derurlaub. In jedem Fall ist eine vorherige Abspra­
che mit dem zuständigen Dekan nötig.
Bei der Urlauber-Seelsorge im Ausland handelt es 
sich um einen vom Kirchlichen Außenamt in Frank­
furt (EKD) begleiteten Dienst an deutschen Urlau­
bern im Ausland. Eine Aufstellung der Orte, an 
denen dieser Dienst getan werden soll, kann beim 
Evang. Oberkirchenrat, Amt für Missionarische 
Dienste, Blumenstr. 5, 7500 Karlsruhe 1, angefor­
dert werden.
Die Urlauber-Seelsorge im Ausland geschieht in der 
Regel in den Monaten Juli und August.
Das Kirchliche Außenamt vergütet (gem. Schr. v.
17. 8. 1981) an alle Pfarrer, die für die Dauer von
4 Wochen einen Dienst an einem Urlaubsort im 
Ausland versehen, einheitlich eine Netto-Beihilfe
in folgender Höhe:
Grundbetrag: für Österreich 

sonst
DM 650,—
DM 700,—

und eine Fahrtkostenpauschale je nach Entfernung 
zum Urlaubsort vom Sitz der Leitung der Gliedkir­
che aus: DM 80,— oder DM 200,— oder DM 300,—.
Bei der Urlauber-Seelsorge im Bereich der badi­
schen Landeskirche handelt es sich um einen vom 
Evang. Oberkirchenrat in Karlsruhe begleiteten 
Dienst an Urlaubern in Schwerpunkten der Ferien­
gebiete.
Dieser Dienst erfolgt in folgenden Gemeinden:
Bad Rippoldsau 
Bonndorf/Grafenhausen
Bühlertal
Furtwangen

Vöhrenbach
Gütenbach

Kirchzarten-Stegen 
Kollnau-Gutach

Lenzkirch
Münstertal
St. Blasien
Titisee
Todtnau und Schönau
Triberg
Waldkirch
Zell-Harmersbach.

Der Dienst der Urlauber-Seelsorge im Bereich der 
Evang. Landeskirche in Baden geschieht zur Ver­
stärkung des Angebotes an Gottesdiensten und 
Seelsorge in Urlaubsgebieten, aber nicht zur Vertre­
tung des Ortspfarrers.
Der Evang. Oberkirchenrat vergütet für einen 
vierwöchigen Dienst in der Urlauber-Seelsorge 
DM 700,— und einen Fahrtkostenzuschuß für eine 
Person in Höhe einer Bahnfahrt 2. Klasse. Fahrt­
auslagen für Dienste am Urlaubsort werden auf An­
trag erstattet.
Meldungen für den Dienst der Urlauber-Seelsorge 
im Ausland und im Bereich der badischen Landes­
kirche erbitten wir an den Evang. Oberkirchenrat / 
Amt für Missionarische Dienste, Blumenstraße 5, 
7500 Karlsruhe 1.
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OKR 13. 10. 1981
Az. 72/111-7139, 7280

Bezirksjugendpfarrer

Mit dem Dienst eines Bezirksjugendpfarrers wur­
den beauftragt:
Kirchenbezirk Ladenburg-Weinheim:

Pfarrerin Christa Geier in Heddesheim (Pfarr­
stelle II des Gruppenpfarramts).
Kirchenbezirk Lahr (gemeinsam):
Pfarrvikar Harald Schopferer in Lahr (Luther­
pfarrei) und Pfarrvikar Bernhard Würfe1in Lahr 
(Pfarrstelle II an der Stiftskirche).

OKR 4. 11. 1981
Az. 58/1 Kollektenplan für das Jahr 1982

Der Evangelische Oberkirchenrat hat für das Jahr 1982 folgende Pflichtkollekten festgesetzt:

10. 1.
31. 1.

7. 2.
21. 2.

1. Sonntag nach Epiphanias
4. Sonntag nach Epiphanias 
Septuagesimä
Estomihi

7. 3. Reminiszere

21. 3.
28. 3.

Lätare 
Judika

9. 4. Karfreitag

11. 4. Ostern

25. 4.
9. 5.

16. 5.
30. 5.
27. 6.

Miserikordias Domini
Kantate
Rogate
Pfingsten
3. Sonntag nach Trinitatis

4. 7. 4. Sonntag nach Trinitatis

29. 8. 12. Sonntag nach Trinitatis

5. 9. 13. Sonntag nach Trinitatis

19. 9. 15. Sonntag nach Trinitatis

3.10.
17. 10.
31. 10.

Erntedank
19. Sonntag nach Trinitatis
Reformationsfest

7. 11.
14. 11.
25. 12.

22. Sonntag nach Trinitatis 
vorletzter Sonntag im Kirchenjahr
1. Weihnachtstag

für Aufgaben der Weltmission
für die Arbeit der Badischen Landesbibelgesellschaft 
im Kindergottesdienst: für einen besonderen Zweck 
für Aufgaben des Diakonischen Werkes der EKD 
(Pflichtkollekte der EKD)
für die Arbeit mit deutschen Umsiedlern aus dem
Osten
zur Förderung der Posaunenarbeit
für Stätten des kirchlich-diakonischen Wiederaufbaus
in der DDR
zur Unterstützung evangelischer Gemeinden in Ost­
europa
für besondere gesamtkirchliche Aufgaben (Pflicht­
kollekte der EKD)
für besondere Aufgaben der Ev. Jugendarbeit
zur Förderung kirchenmusikalischer Arbeit
für Aufgaben der Weltmission
„Kirchen helfen Kirchen“
für besondere Aufgaben der Diakonie der Landes­
kirche
für die Bibelverbreitung in der Welt (auf Vorschlag
der EKD)
für die Evangelische Kirche der Böhmischen Brüder 
im Kindergottesdienst: für einen besonderen Zweck 
für Ökumene und Auslandsarbeit (Pflichtkollekte der
EKD)
für besondere Aufgaben der Ev. Frauenarbeit der 
Landeskirche
Hilfe für die Hungernden in der Welt
für unsere Partnerkirche in Berlin-Brandenburg
für Aufgaben des Gustav-Adolf-Werkes
im Schülergottesdienst oder im Kindergottesdienst:
Jugendgabe für das Gustav-Adolf-Werk
für Aufgaben der Weltmission
für Friedensaufgaben der Kirche
für Kinderheime des Diakonischen Werkes in der 
badischen Landeskirche

Hinweise:
— Landeskirchliche Kollekten sind voll (ohne Abzug oder Splitting) an den Evangelischen Oberkirchenrat 

abzuführen. Darum muß eine vom Kirchenopfer getrennte Erhebung erfolgen (s. Beschluß der Landes­
synode vom 11. 4. 1975, GVBI. S. 62/1975).

— Der konkrete Zweck dieser Kollekten ist aus den vierteljährlich erscheinenden Kollekten-Empfehlun- 
gen zu ersehen.

— Die Bezirkskirchenräte können die Erhebung von Bezirkskollekten beschließen.
— Die Gottesdienstbesuch-Zähltage sind 1982: Invokavit

Kantate
15. Sonntag nach Trinitatis
1. Advent

28. 2.
9. 5.

19. 9.
28. 11.
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